
PA\747057DE.doc PE414.227v01-00

DE DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT
2004 










 2009

Entwicklungsausschuss

2008/2135(INI)

14.10.2008

ENTWURF EINER 
STELLUNGNAHME
des Entwicklungsausschusses

für den Ausschuss für internationalen Handel

zu einem Freihandelsabkommen zwischen der EU und Indien
(2008/2135(INI))

Verfasser der Stellungnahme: Filip Kaczmarek



PE414.227v01-00 2/4 PA\747057DE.doc

DE

PA_NonLeg



PA\747057DE.doc 3/4 PE414.227v01-00

DE

VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen 
Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. begrüßt es, dass sich die EU und Indien auf dem neunten Gipfeltreffen Indien-EU am 
29. September 2008 verpflichtet haben, ihre Konsultationen im Menschenrechtsrat der 
Vereinten Nationen zu verstärken und ihren Dialog im Hinblick auf die Förderung der 
universellen Geltung der Menschenrechte fortzuführen, wie dies in dem veröffentlichten 
Gemeinsamen Aktionsplan zum Ausdruck kommt, und begrüßt die Ausweitung des 
Dialogs auf die Forschung und die Zusammenarbeit in den Bereichen menschenwürdige 
Arbeit, nachhaltige Entwicklung und Klimawandel;

2. begrüßt die Einleitung einer Sondermaßnahme für die kulturelle Zusammenarbeit EU-
Indien im Zeitraum 2007-2009, insbesondere im Bereich der Bildung, des 
Studentenaustausches, der Berufsbildung und des interkulturellen Dialogs;

3. äußert seine Besorgnis über die steigenden internationalen Rohstoffpreise und ihre Folgen 
für die ärmsten Bevölkerungsschichten, auch in Indien, durch die ein stabiles Wachstum 
in Frage gestellt wird und die weltweiten Ungleichheiten vergrößert werden; fordert die 
EU und Indien auf, miteinander eine umfassende Strategie abzustimmen, um dieses 
Problem mit Hilfe eines integrierten Ansatzes anzugehen;

4. begrüßt es, dass Indien erhebliche Fortschritte erzielt hat, was die Grundschulbildung, die 
Verbesserung der Armutsbekämpfung und die Verstärkung des Zugangs zu sauberem 
Trinkwasser betrifft, stellt jedoch fest, dass Indien bei den meisten gesundheitsbezogenen 
Millenniums-Entwicklungszielen (MDG), wie Kindersterblichkeit, medizinische 
Betreuung von Schwangeren und von Müttern, Unterernährung von Kindern und 
Bekämpfung von Malaria, Tuberkulose und HIV/AIDS, immer noch im Rückstand ist; ist 
besorgt darüber, dass es für die Dalits und die Adivasi (indigene Stämme und 
Volksgruppen) die geringsten Fortschritte bei der Verwirklichung der Millenniums-
Entwicklungsziele gibt und sie weiterhin eine Diskriminierung im Wohnungs-, Bildungs-
und Beschäftigungsbereich und beim Zugang zur Gesundheitsversorgung und zu anderen 
Diensten erleiden;

5. weist darauf hin, dass trotz eines anhaltenden Wirtschaftswachstums nach wie vor enorme 
Ungleichheiten bestehen, da über 800 Millionen Menschen mit weniger als 2 $ pro Tag 
auskommen müssen; ist in besonderem Maße über die Situation der unterprivilegierten
Bevölkerungsschichten, insbesondere der Frauen, Kinder, benachteiligten Gruppen und 
der ländlichen Bevölkerung, besorgt; betont die Notwendigkeit, sicherzustellen, dass 
durch das Freihandelsabkommen nicht die Handlungsmöglichkeiten eingeschränkt 
werden, die die indische Regierung zur Bekämpfung der Armut und Ungleichheit 
benötigt; fordert die Kommission und den Rat auf, mit der indischen Regierung 
zusammenzuarbeiten, um die Situation dieser Gruppen zu verbessern, und die künftige 
Zusammenarbeit im Hinblick auf ihren Beitrag zur Beseitigung der Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts und der Kastenzugehörigkeit zu prüfen;

6. ist beeindruckt über die Auswirkungen auf die Entwicklung, die das Wirtschaftswachstum 
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in einigen Regionen Indiens hat, und fordert die Kommission auf, Untersuchungen über 
die wichtigsten Elemente und maßgebenden nationalen und regionalen politischen 
Maßnahmen, auf die diese Auswirkungen zurückzuführen sind, zu unterstützen, um die 
regionenübergreifende Weitergabe von Wissen und vorbildlichen Praktiken zu fördern;

7. begrüßt die sich in ganz Indien verbreitende Praxis der Vergabe von Kleinstkrediten, die 
als wirksamer Weg, eine von der lokalen Basis ausgehende Entwicklung zu schaffen, 
Anerkennung gefunden hat;

8. fordert, dass sich die Zusammenarbeit zwischen der EU und Indien im Bereich der 
Beschäftigungs- und der Sozialpolitik auf die Probleme der Diskriminierung der Frauen 
auf dem Arbeitsmarkt, der Zwangsarbeit und der Kinderarbeit konzentriert, und zwar in 
Anbetracht der Tatsache, dass Indien zu den Ländern mit der größten Zahl von 
arbeitenden Kindern gehört, die in diesem Land bei ca. 150 Millionen liegt;

9. nimmt die Einführung eines neuen indischen Gesetzes zur Kinderarbeit zur Kenntnis, das
2006 in Kraft getreten ist und die Beschäftigung von Kindern unter 14 Jahren als 
Hausangestellte oder an Essensständen verbietet, und fordert die EU auf, bei Indien 
weiterhin darauf hinzuwirken, dass es das Übereinkommen der IAO Nr. 182 zur 
Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit sowie das Übereinkommen Nr. 138 
über das Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung und das Übereinkommen 
Nr. 98 über das Vereinigungsrecht und das Recht zu Kollektivverhandlungen ratifiziert, 
was einen positiven Schritt zur endgültigen Abschaffung der Kinderarbeit bedeuten 
würde;

10. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die EU bei der indischen Regierung auf die 
Behebung des Problems der Schuldknechtschaft dringen sollte, von dem Millionen 
Menschen in Indien betroffen sind; es wird die Auffassung vertreten, dass dieses Problem 
auf Grund des mangelnden Willens der behördlichen und politischen Instanzen nicht in 
adäquater Weise angegangen wird;

11. fordert die EU eindringlich auf, in den internationalen Foren auf ein größeres
Verantwortungsbewusstsein bei den in Indien niedergelassenen ausländischen 
Unternehmen hinzuwirken, und fordert gleichzeitig mit Nachdruck, dass mit der indischen 
Regierung eine Vereinbarung über die Einführung eines wirksamen Systems für die 
Überwachung der Einhaltung der Arbeitnehmerrechte in den einheimischen und 
ausländischen Unternehmen in Indien erzielt wird.
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